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Liebe*r Leser*in,
vor Ihnen liegt die dritte Ausgabe des WEITWINKELs – 
SODIs entwicklungspolitischem Magazin. Wir rücken dies-
mal das zehnte Nachhaltigkeitsziel der von den Vereinten 
Nationen ausgegebenen Agenda 2030 „Ungleichheit inner-
halb und zwischen Staaten verringern“ ins Zentrum und 
nähern uns dem Thema aus vielfältigen Perspektiven.

Es gibt viele Ungleichheiten in unserer Welt: die zwischen 
den Geschlechtern, zwischen Stadt und Land, zwischen 
Ländern und Regionen, zwischen Globalem Norden und 
Globalem Süden. Sie beziehen sich auf die Einkommenssi-
tuation, die Ernährungssicherheit, die Folgen von Klimaver-
änderungen, die Einhaltung von Menschenrechten, auf ein 
Leben in Würde und Frieden. Das kann nur eine beispielhaf-
te Darstellung von Ungleichheiten sein und zeigt deutlich, 
dass alle Nachhaltigkeitsziele miteinander verwoben sind.

Die Autor*innen dieser WEITWINKEL-Ausgabe beleuchten 
verschiedene Aspekte zur Umsetzung des UN-Ziels vor al-
lem, dem Anliegen dieses Magazins folgend, unter dem in-
ternationalen Aspekt. Am Beispiel Afrika sind die globalen 

Verwerfungen deutlich sichtbar, die durch ein ungerechtes 
Wirtschaftssystem und den Klimawandel hervorgerufen 
werden. 

Der SODI-Projektpartner von EduVentures in Namibia, Hol-
ger Vollbrecht, hat darüber mit Rundulukeni Kalumbu ge-
sprochen, der ein eindrückliches Bild der Lage in seinem 
Heimatland gibt. Dazu gehört auch die ungelöste Landfrage. 
Sie ist auch in Tansania drängend, wenn es darum geht, 
Ungleichheiten abzubauen, wie Dorothee Braun berichtet. 
Weltweite Probleme kennen keine Grenzen, deswegen ist 
die Entschuldung des Globalen Südens erforderlich, wie 
Mara Liebal von erlassjahr.de erläutert. 

Die Vereinten Nationen haben mit der Agenda 2030 be-
schlossen, dass diese für alle Länder gleichermaßen gilt, 
denn es handelt sich um globale Probleme. SODI verbindet 
seine internationale Projektarbeit auch mit politischem En-
gagement in Deutschland. Nicht nur als Unterstützer der 
bundesweiten Kampagne „Reichtum umverteilen – ein ge-
rechtes Land für alle!“ Außerdem klären wir mit unserer Bil-
dungsarbeit über globale Themen auf, um so zum Umden-
ken anzuregen.

Der WEITWINKEL soll wie der Name sagt, einen weiten 
Winkel auf unsere Welt eröffnen, keinen engen nationalen 
oder eurozentrischen. Mit einem ganzheitlichen Blick auf 
die Probleme unserer Zeit treten wir für eine gerechte Welt 
ein – und vergessen dabei auch nicht, im eigenen Land 
Veränderungen mit anzustoßen. Auch hier gibt es viel zu 
tun, packen wir es gemeinsam an!

Ihr Dr. Rolf Sukowski
Vorsitzender des Vorstands SODI e.V.

Inhalt
	 3	 Ungleichheit zu bekämpfen heißt,  

für eine solidarische Welt zu streiten
Roland Zschächner

	 4	 Auf dem falschen Weg
Thomas Sablowski

	 7	 Bildung und Handwerk als Jungbrunnen  
für das Hinterland in Laos
Katja Neuendorf

	 9	 Die große Transformation
Ina Sembdner

11		 „Arbeite hart, bis du stirbst“:  
Interview mit Rundulukeni Kalumbu
Holger Vollbrecht (Text) und  
Hangula Werner (Illustrationen)

	15	 Die Natur als Quelle einer  
nachhaltigen Entwicklung
Wanjira Mathai

	18	 Die ungelöste Landfrage  
in Tansania
Dorothee Braun

	21	 Schulden erlassen,  
um Entwicklung zu ermöglichen
Mara Liebal

	23	 Impressum

Fo
to

 T
ite

l: 
Je

ns
ie

 D
e 

Gh
ee

st
, p

ix
ab

ay
.c

om
; F

ot
o 

di
es

e 
Se

ite
: L

ar
s 

H
or

m
an

n/
SO

DI

Fo
to

s:
 C

ris
tin

a 
Gr

an
at

o;
 p

riv
at

 (P
or

tr
ät

)

WEITWINKEL 2.2019
2



Fo
to

 T
ite

l: 
Je

ns
ie

 D
e 

Gh
ee

st
, p

ix
ab

ay
.c

om
; F

ot
o 

di
es

e 
Se

ite
: L

ar
s 

H
or

m
an

n/
SO

DI

Fo
to

s:
 C

ris
tin

a 
Gr

an
at

o;
 p

riv
at

 (P
or

tr
ät

)

ROL AND ZSCHÄCHNER

Der Reichtum der Welt ist ungerecht verteilt: Diese 
Ungleichheit findet sich nicht nur in einem Missver-
hältnis zwischen den westlichen Zentren und dem 
Globalen Süden wieder. Auch zwischen den Ge-
schlechtern und innerhalb von Ländern bestehen 
Verwerfungen, die überbrückt werden müssen, 
damit die von der Vereinten Nationen angestrebten 
Nachhaltigkeitsziele erreicht werden können. 

D ie Armut des Globalen Südens hat viele Ursachen: 
Eine der wichtigsten findet sich in einem ungerech-
ten, nach Profit strebenden Wirtschaftssystem. Die-
ses bringt einige wenige Gewinner*innen und einen 

weit größeren Teil an Verlierer*innen hervor. Frei nach dem 
Zitat von Bertolt Brecht, nachdem der reiche Mann dies nur 
ist, weil es den Armen gibt, findet sich eine vergleichbare 
Struktur auch im globalen Maßstab.

Die Ursachen für diese anhaltende und multidimensionale 
Ungleichheit gehen historisch weit zurück bis in die Koloni-
alzeit. Damals griffen die europäischen Mächte noch zur 
direkten militärischen Gewalt für ihre Unterdrückung. Heu-
te, nach der formalen Unabhängigkeit der ehemaligen Kolo-
nien, befinden sich diese noch immer in Abhängigkeit.

Neokoloniale Strukturen sorgen dafür, dass die Rohstoffe 
des Globalen Südens nicht dort für Wohlstand sorgen, wo 
sie gewonnen werden, sondern dass westliche Konzerne 
damit ihre Gewinne erzielen. Durch ungerechte und höchst 
problematische Kreditvergaben werden ganze Staaten in 
dauerhafter Abhängigkeit gehalten – ohne eine Perspektive, 
jemals dem Teufelskreis aus Schulden, hohen Zinsen und 
neuen Krediten zu entkommen.

Diese globale Ungerechtigkeit hat ein Geschlecht: Vor allem 
Frauen sind von ihr betroffen. Sie sind es, die weniger ver-
dienen und noch die Hausarbeit erledigen müssen; sie sind 
es, die von Streichungen öffentlicher Mittel als erste betroffen 
sind; sie sind es, die als erste Opfer bei durch Krisen verur-
sachten gewaltsamen Konflikten werden.

Doch Ungleichheit gibt es nicht nur zwischen industriali-
sierten Ländern und der ausgebeuteten Peripherie. Ähnliche 
Gefälle bestehen auch innerhalb von Staaten. Dabei verfes-
tigt eine auf dem Prinzip der Konkurrenz fußende Wirt-
schaft das Auseinanderdriften der Lebensbedingungen.

Vor allem ethnische Minderheiten und die Menschen in 
ländlichen Gebieten werden an den Rand gedrängt. Nicht 
selten sind sie dazu gezwungen, sich zu entscheiden, ent-
weder ein Leben in anhaltender Armut zu fristen oder einem 
Glücksversprechen nach einem kargen Verdienst folgend 
in die Metropolen – oder gar in ein anderes Land oder auf 
einen anderen Kontinent – zu ziehen.

Zunehmend rückt auch ein weiterer Grund für globale Un-
gleichheit ins Bewusstsein: die Auswirkungen von Umwelt-
zerstörung und Klimawandel. Davon betroffen sind vor allem 
die Länder des Globalen Südens. Sie leiden unter Dürren, 
Verwüstung und den daraus folgenden Ernteausfällen. Gerade 
diesen Ländern fehlen die Mittel, sich den existenzbedro-
henden Klimaveränderungen anzupassen. Die Verursacher 
dieser anwachsenden Katastrophe leben indes im Norden.

Deswegen kann die Lösung vieler der umrissenen Probleme 
nicht darin liegen, darauf zu hoffen, diese in der bestehen-
den Wirtschaftsordnung zu überwinden. Vielmehr bedarf 
es anderer, solidarischer Ideen, um eine gerechte Welt – denn 
um nichts anderes geht es bei den 
von den Vereinten Nationen ausge-
rufenen Nachhaltigkeitszielen – zu 
erreichen.

Ungleichheit zu bekämpfen heißt,  
für eine solidarische Welt zu streiten

ROLAND ZSCHÄCHNER ist Redakteur des Magazins WEITWINKEL und freier Journalist in Berlin.
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THOMAS SABLOWSKI

Die Vereinten Nationen wollen die Ungleichheit  
in und zwischen Ländern abbauen. Oftmals wird 
gefordert, dies durch Wirtschaftswachstum zu er-
reichen. Doch unter kapitalistischen Bedingungen 
wird das nicht möglich sein. Vielmehr wären ein 
Umdenken und eine Umgestaltung der Produktions-
weise notwendig.

Auf dem  
falschen Weg

WARUM WIRTSCHAFTSWACHSTUM NICHT 
FÜR MEHR GERECHTIGKEIT SORGT
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D en meisten der 17 von der Vollversammlung der Ver-
einten Nationen im Jahr 2015 beschlossenen Zielen 
für Nachhaltige Entwicklung (Sustainable Develop-
ment Goals, SDG) wird wohl jeder zustimmen kön-

nen: die Armut zu beenden, die Ernährung zu sichern, ein 
gesundes Leben und Bildung für alle zu fördern, die Gleich-
stellung der Geschlechter zu erreichen, die Wasser- und 
Sanitärversorgung für alle zu gewährleisten und den Klima-
wandel zu bekämpfen.

Das zehnte SDG ruft dazu auf, die Ungleichheit zu verrin-
gern – in und zwischen Ländern. Um dies zu erreichen, 
wird meist ein anderes Entwicklungsziel genannt: Wirt-
schaftswachstum. Doch dieser Weg ist höchst zweifelhaft. 

Subsistenzwirtschaft wird zerstört
Die Bezugsgröße für Wirtschaftswachstum ist in der Regel 
das Bruttoinlandsprodukt, in das nur solche Leistungen ein-
gehen, die monetär messbar, d. h. 
durch den Markt vermittelt sind. In 
das Bruttoinlandsprodukt geht z. B. 
nicht die Subsistenzproduktion für 
den Eigenbedarf ein. Diese bildet aber 
heute immer noch die Lebensgrundla-
ge für Hunderte von Millionen Klein
bäuer*innen vor allem im Globalen 
Süden. 

Es wäre vielleicht kein Problem, dass sich die UNO dem Ziel 
verschreibt, den Austausch über den Markt zu fördern, wenn 
dieser in einer harmonischen Beziehung zur Subsistenz-
wirtschaft stünde. Das ist indes nicht der Fall: Die Subsistenz
produktion wird mehr und mehr vor allem durch die Kon-
kurrenz billiger, kapitalistisch produzierter Waren zerstört. 

Die Konkurrenz zwingt die kapitalistischen Unternehmen 
dazu, ständig die Kosten zu senken, indem sie u. a. Arbeits-
kräfte durch billigere Maschinen und neue Technologien 
ersetzen. Es wird so möglich, die gleiche Menge an Waren 
mit immer weniger Arbeiter*innen zu produzieren bzw. mit 
der gleichen Menge an Arbeitskraft immer mehr Waren zu 
produzieren. Die Produktionskapazität steigt. Gleichzeitig 
wird es notwendig, die Märkte immer weiter auszudehnen, 
um die hergestellten Waren absetzen zu können. 

Aufgrund der hohen Arbeitsproduktivität der kapitalis
tischen Produktionsweise werden andere Produktionsfor-
men wie die Subsistenzproduktion, aber auch die einfache 
Warenproduktion von Kleinbäuer*innen und Handwer-
ker*innen nach und nach verdrängt. Dabei verlieren Jahr 
für Jahr Millionen Menschen ihre Lebensgrundlage und 
sind gezwungen, vom Land in die Städte zu migrieren und 
sich dort ein Auskommen zu suchen. 

Immer mehr Menschen ziehen in die Städte
Lebte früher die Mehrheit der Weltbevölkerung auf dem 
Lande, so lebt sie heute in Städten – vor allem in schnell 
wachsenden Großstädten bzw. Megastädten. Der US-ameri-
kanische Sozialwissenschaftler Mike Davis spricht von 
einem „Planet der Slums“. 

Um die Freisetzung von Arbeitskräften durch die ständige 
Ausdehnung der kapitalistischen Produktionsweise und die 
permanente Steigerung der Arbeitsproduktivität auszuglei-
chen, müsste die Nachfrage nach Arbeitskräften durch die 
Ausdehnung der kapitalistischen Produktion schneller 
wachsen, als die Arbeitsproduktivität steigt. Außerdem 
müsste sie die Zerstörung der Subsistenzproduktion und 
der einfachen Warenproduktion von Kleinbäuer*innen und 
Handwerker*innen kompensieren. 

Wirtschaftswachstum ist aber auch aus ökologischen Grün-
den problematisch. Nach aller bisherigen Erfahrung geht es 
mit einem wachsenden Stoff- und Energieverbrauch einher. 
Nun könnte argumentiert werden, dass ein „qualitatives 
Wachstum“ denkbar wäre, also ein Wachstum im Bereich 
sozialer Dienstleistungen, beispielsweise im Bildungs- und 
Gesundheitswesen, das mit einem relativ geringen Stoff- 
und Energieverbrauch verbunden wäre. 

Doch lässt sich in Gesellschaften, 
die auf dem Privateigentum an 
Produktionsmitteln beruhen, kaum 
steuern, was produziert wird, wo 
und wie das Wirtschaftswachstum 
stattfindet. Produziert wird, was 
Profite verspricht. Zweck der Pro-
duktion ist die Verwertung des Ka-

pitals, und diese ist sowohl maßlos als auch endlos. 

Keine demokratische Kontrolle
Die Befriedigung gesellschaftlicher Bedürfnisse ist dabei 
nur Mittel zum Zweck. Deshalb produzieren beispielsweise 
Autohersteller lieber immer teurere, schwerere, umwelt-
schädlichere Luxuslimousinen und SUVs statt sparsamer 
Fahrzeuge, weil letztere weniger Profite versprechen. Eine 
Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Stoff- und 
Energieverbrauch ist unrealistisch, solange die Produktion 
vor allem privat erfolgt – und damit demokratischen 
Entscheidungen und einer gesellschaftlichen Planung ent-
zogen ist. 

Die Subsistenzproduktion  
wird mehr und mehr vor allem 
durch die Konkurrenz billiger, 

kapitalistisch produzierter 
Waren zerstört.
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Daher steht das Entwicklungsziel des Wirtschaftswachs-
tums auch im Widerspruch zu den Zielen, den Klimawandel 
zu bekämpfen, die biologische Vielfalt zu erhalten, die Wüsten
bildung zu bekämpfen, die Bodendegradation zu beenden. 
Schon Marx wies in seinem Hauptwerk „Das Kapital“ darauf 
hin, dass die kapitalistische Produktion „die Springquellen 
allen Reichtums untergräbt: die Erde und den Arbeiter“.

Mit dem Paradigma des Wirtschaftswachstums wird häufig 
die Vorstellung verbunden, dieses sei notwendig, um die 
Armut zu überwinden und die soziale Ungleichheit zu redu-
zieren. Aber Wirtschaftswachstum bedeutet tendenziell 
auch wachsende soziale Ungleichheit. 

Denn der Anteil des Kapitals, das für Löhne investiert wird, 
vermindert sich relativ zu dem Kapital, das in die Produk
tionsmittel investiert wird. So sinkt der Anteil der Löhne 
am Sozialprodukt, während die Produktion wächst. Es findet 
fortlaufend eine Umverteilung von den Lohnabhängigen zu 
den Kapitaleignern statt, deren Profitquote steigt. Eine Um-
kehrung dieser Tendenz findet allenfalls temporär statt, 
wenn Kämpfe der Arbeiter*innen stark oder Arbeitskräfte 
knapp sind. Nur wenn die Reallöhne schneller steigen als 
die Arbeitsproduktivität, dann steigt auch die Lohnquote.

Wachstum bedeutet soziale Ungleichheit
Ein Beispiel für diese Zusammenhänge bietet die markt-
wirtschaftliche Öffnung Chinas in den vergangenen Jahr-
zehnten. Es wird häufig darauf verwiesen, dass in China die 
Armut von Hunderten von Millionen Menschen überwun-
den wurde. In den vergangenen Jahrzehnten sind breite 
Mittelklassen entstanden, die zunehmend Anschluss an 
westliche Konsummuster gefunden haben. Allerdings ge-
schah dies um den Preis einer wachsenden sozialen Un-

gleichheit, die in den vergangenen Jahrzehnten wieder zu-
genommen hat. Dabei ist China kein Einzelfall. Auch in 
anderen Ländern, in denen ein hohes Wirtschaftswachstum 
zu verzeichnen ist, wächst die Ungleichheit. 

Dass Wirtschaftswachstum als Entwicklungsziel prokla-
miert wird, zeugt von mangelnder kritischer Reflexion und 
konservativen Annahmen, die bei der Formulierung der 
Agenda 2030 zugrunde gelegt wurden. Nur unter Bedingun-
gen der weltweiten Herrschaft der kapitalistischen Produk-
tionsweise erscheint es selbstverständlich, dass Wirt-
schaftswachstum notwendig ist, um Armut zu reduzieren 
und „Entwicklung“ zu erreichen. 

Doch um die zahlreichen negativen Auswirkungen des 
Wirtschaftswachstums zu vermeiden, wäre ein Bruch mit 
der kapitalistischen Produktionsweise notwendig. Es geht 
darum, die an der Profitmaximierung, an der endlosen und 
maßlosen Verwertung von Kapital orientierte Produktions-
weise durch eine an den gesellschaftlichen Bedürfnissen 
und an der Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen 
orientierte Ökonomie abzulösen – und zwar sehr schnell. 

Eine demokratische Planung der Produktion wird ihre eige-
nen Maßstäbe und Indikatoren hervorbringen, um gesell-
schaftlichen Fortschritt zu messen und ökologische Zu-
sammenhänge zu berücksichtigen. Das Wachstum des 
abstrakten Reichtums in Form von Geld wird sicherlich 
nicht dazu gehören. 

DR. THOMAS SABLOWSKI ist Referent für politische Ökonomie der Globalisierung im Institut für Gesellschaftsanalyse 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung und u.a. aktiv im wissenschaftlichen Beirat von Attac. Fo
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KATJA NEUENDORF

In den ländlichen Gebieten von Laos sind die Men-
schen dauerhafter Armut ausgesetzt. Wegen ihrer 
ethnischen Zugehörigkeit, ihres Geschlechts oder 
fehlender Ausbildung ermangelt es ihnen an einer 
aussichtsreichen persönlichen und familiären Pers-
pektive. Mit einem Projekt versucht die laotische 
NGO GLAD dies gemeinsam mit SODI zu ändern.

T rotz seines schnellen wirtschaftlichen Wachstums 
gab es in Laos wenig Fortschritte zur Überwindung 
der Armut. Im Oktober 2019 setzen das laotische 
Außenministerium und die Hauptabteilung Wirt

schaftliche und soziale Angelegen-
heiten der Vereinten Nationen 
(UN-DESA) ihre Gespräche zur Um-
setzung der Agenda 2030 in natio-
nalen Aktionsplänen fort. 

Zu den zentralen Themen gehört 
die Frage, wie der wirtschaftliche 
Fortschritt auch dort ankommen 
kann, wo er bislang noch nicht 
spürbar ist: bei den Menschen auf dem Land. Immer noch 
gibt es große Unterschiede zwischen den Städten und den 
ländlichen Gebieten. Untersuchungen der UN zeigen, dass 
die Armut in Laos auf dem Land langsamer sinkt als in der 
Stadt. Zusätzlich sind Bergregionen häufiger von Armut be-
troffen. Auch ethnische Zugehörigkeiten, Geschlechter
ungerechtigkeiten, begrenzte Zukunftsperspektiven und 
Bildungschancen spielen eine große Rolle. 

Mädchen sind von Bildung ausgeschlossen
Landesweit wurde im Jahr 2000 die Grundschulpflicht ein-
geführt. Jedoch beenden weniger als 50 Prozent der Schü-
ler*innen das 5. Schuljahr, wobei Mädchen deutlich weniger 

am Schulunterricht teilnehmen. In 
Laos hat ein großer Teil der länd
lichen Bevölkerung somit keinen 
Zugang zu formaler Berufsausbil-
dung, u. a. wegen fehlender Ab-
schlüsse. 

Non-formale Ausbildungskurse der 
Regierung sollen diese jungen 
Menschen auffangen, bilden aber 

lediglich den Bedarf in Industrie- und urbanen Zentren ab. 
Als Folge dieser Fehlplanung wandern arbeitsfähige junge 
Menschen in die Städte ab, wo sie eine Hoffnung auf Ein-
kommen und Zukunft sehen. Dies schwächt die Dörfer wirt-
schaftlich und sozial. 

Aber auch die Geschlechterungleichheit und traditionelle 
Rollenbilder insbesondere in den ländlichen Gebieten tra-

Bildung und Handwerk 
als Jungbrunnen  
für das Hinterland

Junge Menschen erlernen zukunftsfähige Berufe, um im ländlichen Laos eine Perspektive zu haben.

Vorzeitige Schulabbrüche der 
Mädchen, frühe Ehen und 

Schwangerschaften behindern 
ein selbstbestimmtes Leben mit 

ausreichendem Einkommen.
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gen zur Armut bei. Vorzeitige Schulabbrüche der Mädchen, 
frühe Ehen und Schwangerschaften behindern ein selbst-
bestimmtes Leben mit ausreichendem Einkommen. 

Phet Phommany ist eine der jungen Frauen, die sich durch 
ein Ausbildungsprojekt von GLAD (German Lao Association 
of Development) und SODI ihre Zukunftsperspektive selbst 
gestalten konnte. In ihrem Fall waren es die Schneider*in
nenausbildung und das Know-how, ihre eigene Schneiderei 
zu gründen, die es ihr nun ermöglichen, die Versorgung ihrer 
Familie zu unterstützen, in ihrem Heimatdorf zu bleiben 
und nicht bereits im Alter von 15 Jahren heiraten zu müssen.

Bildung schafft Bleibeperspektive
Um die Ungleichheiten und die Armut im Land zu verrin-
gern, gibt es viele Ansätze. SODI und die Partnerorganisa
tion GLAD tragen ihren Teil dazu bei. In den Provinzen 

Sekong und Saravanh auf dem südlichen Hochplateau des 
Landes bilden sie je nach Bedarfen in 30 Dörfern insgesamt 
180 junge Männer und Frauen zu Mechaniker*innen, 
Schneider*innen, Schreiner*innen oder in anderen Hand-
werken aus. Für die ländlichen Regionen, die am stärksten 
von multidimensionaler Armut betroffen sind und in denen 
die Mehrheit der Bevölkerung ethnischen Minderheiten an-
gehört, tragen die Gewerbe zur Verbesserung der Infrastruk
tur in den Dörfern bei und beleben so die lokalen Wirt-
schaftskreisläufe. 

Die Schneiderin Phet Phommany muss vor großen Feiern 
sogar noch Helfer*innen anstellen, um alle ihre Kund*innen 
mit Kleidung zu versorgen. „Vorher gab es für mich nur die 
mühselige Feldarbeit, jetzt kann ich etwas zur Familienkas-
se beitragen. In Zukunft möchte ich auch noch weitere 
Schnittmuster lernen, um meinen Kunden noch mehr bie-
ten zu können“, sagt die frische Geschäftsfrau aus dem Ta 
Oi Distrikt in Saravanh. 

Dass das Einkommen das Leben der Familien verbessert, 
zeigt auch Phet Bounkham, der eine Ausbildung als Tischler 
absolvierte. Von den ersten Monatseinkünften kaufte er 
sich und seiner Familie einen Generator. „Mit dem Einkom-
men meiner Schreinerei kann ich nun auch die Schulmate-
rialien für meine drei Kinder kaufen und mehr Essen für 
uns alle“, berichtet der Schreiner.

Die Ungleichheiten in den Ländern ist immer ein komple-
xes Problem, doch können wir dafür sorgen, dass das Gerüst 
für eine gerechtere Gesellschaft auf einer soliden Basis ge-
deihen kann, die für jedes Land gilt: Bildung für jede*n, 
Geschlechtergerechtigkeit und fai-
re Entlohnung.

KATJA NEUENDORF ist Mitarbeiterin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bei SODI. Sie studierte Politik- und Kommuni-
kationswissenschaft sowie Medien und politische Kommunikation.

Frau Phet Phommany führt dank der Schneider*innenausbil-
dung nun ein erfolgreiches Geschäft in ihrem Heimatdorf.

Herr Phet Bounkham betreibt seit acht Monaten seine eigene Schreine-
rei. Viele Menschen, auch aus umliegenden Dörfern, bestellen bei ihm 
Türen und Fenster. 
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PROJEKTINFORMATION

Ziel: Durch die bedarfsorientierte non-formale berufliche Ausbil-
dung von 180 jungen Männern und Frauen aus 30 Dörfern verbes-
sert sich die wirtschaftliche Situation ihrer Familien. Die Vergabe 
von Krediten und die Ansiedlung von Handwerksbetrieben im 
ländlichen Raum verbessert die Versorgungslage in den Dörfern, 
fördert lokale Wirtschaftskreisläufe und vermindert die Abwan-
derung der Menschen vom Land in die Städte.

Dauer: 2016-2019

WEITWINKEL 2.2019
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INA SEMBDNER

Die Welt ist gegenwärtig in einer multiplen Krise. 
Über allem schwebt das Damoklesschwert „Klima-
wandel“, der in Abhängigkeit von Herkunft und 
sozialer Klasse die Menschen unterschiedlich trifft. 
Das verweist unmittelbar auf die Verbindung von 
ökologischer Krise und gesellschaftlicher Ungleich-
heit. Das Projekt einer „Sozial-ökologischen Trans-
formation“ will diesem Umstand gerecht werden, 
befindet sich jedoch noch in der Findungsphase.

D er Begriff „sozial-ökologische Transformation“ wur-
de geprägt, um dem immer offensichtlicher zutage 
tretenden Umstand Rechnung zu tragen, dass sich 
die Frage nach ökologischer nicht mehr von der nach 

sozialer Gerechtigkeit trennen lässt. Auch als dritte große 
Transformation bezeichnet, soll sie auf die „Neolithische 
Revolution“ vor rund 12.000 Jahren folgen, als Menschen 
begannen sesshaft zu werden, und auf die „Industrielle Re-
volution“ mit dem Übergang von der Agrar- zur Industriege-
sellschaft durch die Verwendung fossiler Brennstoffe.

Die Notwendigkeit einer umfassenden Veränderung ist dabei 
weitestgehend anerkannt. Indes wird kontrovers über das 
Wie diskutiert. Dabei gilt es einerseits zu beachten, dass die 
vorherigen Transformationen nicht geplant waren und ein 
Wandel heute demokratisch legitimiert und gesteuert wer-
den muss. Andererseits hat die Entscheidung darüber, was 
angesichts der multiplen Krise von Klimawandel, Verlust 

der Biodiversität und einer global steigenden sozialen Un-
gleichheit innerhalb von Gesellschaften als notwendig an-
gesehen wird, einen kolonialen Impetus. 

Westliche Länder sind die Verursacher
Denn es sind die Verursacher der Krisen, die reichen und 
industrialisierten Länder, die in der Debatte um Maßnahmen 
und Konzepte dominieren. Zwei Drittel der Weltbevölke-
rung, die nach westlichen Vorstellungen noch nicht „entwi-
ckelt“ sind, fungieren noch immer als Bittsteller. Wie es im 
Vorwort einer im Juli 2018 von der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
herausgegebenen Textsammlung zum Thema aus asiati-
scher und europäischer Perspektive heißt, bedarf es jedoch 
einer tatsächlich international organisierten sozial-ökolo-
gischen Transformation. 

Praktisch formuliert: „Die Ausgestaltung hängt ab von der 
Preisentwicklung, von Wechsel- und Zinssätzen auf dem 

Die große 
Transformation
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Weltmarkt, von Machtbeziehungen zwischen Staaten und 
von internationalen Verträgen und Strukturen globaler und 
regionaler Regierungsführung.“ Dies würde erfordern, soll es 
demokratisch sein, die Einbeziehung aller bei gleichzeitiger 
Anerkennung von Verschiedenheit.

Um zu verstehen, wie komplex diese Transformation wäre, 
hilft es, sich die Schwerpunkte des Frankfurter Instituts für 
Sozial-ökologische Forschung anzusehen. Geforscht wird 
dort 
	� zu den verschiedenen Faktoren, 
die weltweit den Druck auf Süß-
wasserressourcen erhöhen und 
zu Knappheit und Nutzungskon-
flikten führen, 

	� zu den Herausforderungen der 
Wasserwirtschaft durch ineffi
ziente Infrastrukturen und Ver
unreinigungen, 

	� zur Dekarbonisierung einer koh-
lenstoffbasierten Wirtschaft und 
Gesellschaft, die neben der Trans-
formation von Infrastrukturen und Produktionssystemen 
weitreichende Veränderungen von Konsummustern und 
Lebensstilen verlangt; zur Erfüllung der Grundbedürfnisse 
nach Mobilität mit weniger Verkehr und nachhaltiger 
urbaner Räume, 

	� zum Zusammenwirken von Biodiversität und Bevölke-
rung – deren Schnittstelle als sozial-ökologisches System 
verstanden wird, wobei der Fokus auf den Auswirkungen 
eines veränderten Ökosystems auf die Bevölkerungen liegt 
(Migration eingeschlossen), 

	� und schließlich eine dieses Forschungsgebiet konstituie-
rende Transdisziplinarität zwischen den Wissenschaften.

Bewegung stellt radikale Forderungen
Aus diesen komplexen Herausforderungen lässt sich die 
Notwendigkeit einer sozial-ökologischen Transformation 
ableiten. Dabei besteht Einigkeit über eine Abkehr von einem 
Kapitalismus, der auf der Ausbeutung fossiler Ressourcen 
basiert. Befürworter einer radikaleren Sozial-ökologischen 
Transformation sehen die Lösung jedoch nicht in einer 
„Heraustransformation“ aus einem fossilbasierten Kapitalis-
mus, sondern in einem grundsätzlich anderen Wirtschafts-
system, dessen Grundlagen Gemeingüter, Kooperation und 
Selbstorganisation sind. 

Gegenwärtig besitzt ein Prozent der Menschheit so viel 
Kapital wie 33 Prozent der Weltbevölkerung. Seit den 1980er 
Jahren, als der neoliberalen Deregulierung Vorschub geleis-
tet wurde und Privatisierungen bald nicht mehr nur Unter-
nehmen betrafen, sondern die Daseinsvorsorge, gab es nach 
UN-Angaben in nahezu allen Ländern große Kapitalverschie
bungen aus dem öffentlichen in den privaten Bereich. 
Wenn es keine grundlegende Änderung gibt, wird sich die-
ser Prozentsatz bis zum Jahr 2050 auf 39 Prozent erhöhen – 

was bedeutet, dass einem Großteil der Menschen noch 
weniger Mittel zur Verfügung stehen und die verstärkten 
Ungleichheiten vermehrt zu Konflikten führen werden. 

Die internationale Klimagerechtigkeitsbewegung, die in der 
letzten Dekade an strategischer Klarheit und Radikalität 
mittels zivilem Ungehorsam gewonnen hat, verband von 
Beginn an die Klima- mit der sozialen Frage. Gleichsam war 
klar, dass diese Krise mit einer Zuspitzung gesellschaft
licher Kämpfe weltweit einhergeht – es galt also, sich nicht 

auf Einzelaspekte zu beziehen, 
sondern die kapitalistische Waren-
produktion als Ursache anzugreifen. 

Ihren jüngsten Ausdruck hat die 
Klimagerechtigkeitsbewegung im 
massenhaften zivilen Ungehorsam 
von Millionen Schüler*innen welt-
weit gefunden, die sich in der 
Fridays-for-Future-Bewegung de-
zentral und horizontal vernetzt ha-
ben. Auch hier wird verstärkt die 

Systemfrage gestellt und eine radikale Abkehr von einer 
Wirtschaft gefordert, deren Kosten auf die Allgemeinheit 
und im Besonderen auf den Globalen Süden abgewälzt 
werden. 

Politik hinkt hinterher
Für sie gehen ökologische und soziale Gerechtigkeit Hand 
in Hand. Wo die sozial-ökologische Forschung die transdis-
ziplinäre Verbindung zwischen lange separaten Feldern 
wie Natur- und Sozialwissenschaft sucht, knüpft die Klima-
gerechtigkeitsbewegung ebenfalls an andere Kämpfe an 
und verbindet diese miteinander. Die teils harsche Reaktion 
von politischer Seite macht deutlich, dass diese Form der 
Verbindung, wie sie jüngst in den Antikriegsprotesten 
gegen die Türkei deutlich wurde, ernst genommen und 
gefürchtet wird.

Die Bewegung der Straße ist in ihrer Vehemenz der Politik 
voraus. Der von oben gesetzte, aber von unten geforderte 
„Klimanotstand“, den weltweit Parlamente, Städte und Kom-
munen ausgerufen haben und der klimapolitischen Maß-
nahmen zumindest theoretisch oberste Priorität einräumt, 
ist zu begrüßen, betrifft aber nur eine Seite der notwendigen 
Transformation. 

Um globale gesellschaftliche Ungleichheiten und die Aus-
wirkungen der Klimakrise erfolgreich zu bekämpfen, brau-
chen wir eine „vom Willen des Gemeinwesens gelenkte, 
vom Wachstumszwang befreite, durchgehend ökologische 
Wirtschaft, die das Thema soziale Sicherheit nicht mehr 
kennt“, wie der Wirtschaftsreferent der Fraktion Die Linke 
im Bundestag, Hans Thie, 2013 in 
seinem Buch „Rotes Grün“ formu-
lierte.

Die internationale Klimagerech-
tigkeitsbewegung, die in der 

letzten Dekade an strategischer 
Klarheit und Radikalität mittels 
zivilem Ungehorsam gewonnen 
hat, verband von Beginn an die 
Klima- mit der sozialen Frage.

INA SEMBDNER hat Politikwissenschaften und Afrikanische Geschichte studiert und arbeitet als Redakteurin im 
Ressort Außenpolitik bei der Tageszeitung junge Welt. Fo
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HOLGER VOLLBRECHT (TEXT)  
UND HANGUL A WERNER (ILLUSTR ATIONEN)

Die Geschichte des Farmers, Unternehmers und 
Angestellten Rundulukeni Kalumbu, 1976 geboren, 
ist eine von vielen in Namibia. Harte Arbeit für eine 
bessere Zukunft prägen das Leben des 43-Jähri-
gen seit frühester Kindheit. Doch die Ursachen und 
Auswirkungen globaler Klimaveränderungen – über 
die EduVentures und SODI im südlichen Afrika auf-
klären – stellen sein Lebenswerk infrage.  
Ein Interview.

„Arbeite hart,  
bis du stirbst“

Im Vielvölkerstaat Namibia gibt es mehr als 14 Ethnien, 
die sich in Sprache und Kultur unterscheiden. Zu welcher 
Volksgruppe zählen Sie sich?

Ich gehöre zu den OvaZemba. Wir leben im Nordwesten  
Namibias rund um den kleinen Ort Ruacana. Die meisten 
meiner Verwandten leben in Angola unweit der Grenze. Un-
sere Kultur ist zwischen der der OvaHimba im Westen und 
der AaWambo im Osten angesiedelt. So lieben wir wie die 
OvaHimba Rinder und betreiben Ackerbau 
wie die AaWambo. Ich spreche beide Spra-
chen und unsere eigene: Otjizemba. 

Ihre Eltern gaben Ihnen den Namen 
Rundulukeni. Welche Bedeutung hat dieser?

In unserer Sprache werden Namen oft mit 
wichtigen Ereignissen oder Wünschen ver-
bunden. Mein Name Rundulukeni heißt in 
Otjizemba „Wandel“. Vielleicht hat das mit 
meinem jetzigen Lebenswandel zu tun.

Sie tragen eine an eine Uniform erinnernde Arbeitsjacke 
mit dem Firmenlogo ihres Arbeitgebers in Windhoek. Das 
ist etwa 900 Kilometer südlich ihrer Heimat. Wo sind Sie 
zuhause?

Ich liebe meine Heimat im Norden auf dem Land. Doch lebe 
ich bereits seit 20 Jahren in Windhoek. Ich bin 1976 mitten 
im namibischen Befreiungskampf zwischen den Fronten 
geboren. Meine Eltern waren kleine Farmer und mussten 

hin und wieder Lebensmittel an Befreiungs-
kämpfer*innen abgeben. Als die südafrika-
nische Polizei davon erfuhr, kamen sie zu 
uns nach Hause. Mein Vater wurde erschos-
sen und meine Mutter niedergeschlagen. 
Nachdem auch sie an den Folgen starb, 
wuchs ich bei meiner Großmutter auf. Sie 
war eine weise Frau und sagte immer: „Arbei-
te hart, bis du stirbst – und stehle niemals!“

Sie gab mir immer Halt, wenn ich nicht wei-
ter wusste. Ich verließ die Schule früh, weil Fo
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ich aufgrund meiner verschlissenen Kleidung gehänselt 
wurde. Richtige Schulkleidung, die damals Pflicht war, konn-
ten wir uns nicht leisten, da wir nur von unserem Vieh und 
dem Acker lebten. Als Hirte verdiente ich damals 35 Nami-
bia-Dollar (N$) im Monat und konnte so mit meinem Wissen 
etwas Geld für die Familie verdienen. 

Als ich stark genug war, fällte ich Bäume, um Zaunpfähle 
davon herzustellen. Ich fertigte in einer Woche 100 Pfähle. 
Das brachte 200 N$. So konnte ich 1997 einen Quadratkilo-
meter Land kaufen. Das teilte ich in zwei Hälften. Eine als 
Trockenweide für meine Rinder, die zweite Hälfte rodete ich 
für den Anbau von Hirse, Bohnen und Erdnüssen. So wurde 
ich Farmer wie meine Eltern.

Und dann kam der Wandel – der Umzug nach Windhoek?

Wenn man ein Stück Land besitzt und nutzt, reicht das, um 
satt zu werden. Aber für viele Dinge braucht man Geld. Zum 
Beispiel für Medikamente, Schuluniformen und so weiter. 
Ich ging 1998 nach Windhoek und verdiente zwei N$ die 
Stunde als Tagelöhner. 

So verdiente ich Geld, um irgendwann ein Haus auf mei-
nem Land zu bauen. Das war aber nicht gut. Ich benötigte 
zu viel Geld zum Leben. Deshalb schlief ich oft an Tankstel-

len oder bei Verwandten. 1999 bekam ich meinen ersten 
Personalausweis. Ich ging nach Walvis Bay und heuerte als 
Fischer auf einem großen Trawler an. Nun hatte ich gere-
geltes Einkommen von monatlich 6.000 N$ und war sozial-
versichert. 

Wie war das, als Sie das erste Mal den Ozean gesehen 
haben?

Der Atlantik war zuerst wunderschön und dann hart. Ich 
war die erste Woche seekrank. Wir waren immer zweiein-
halb Monate auf See und dazwischen drei Tage an Land. Wir 
arbeiteten von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang. Sonn-
tags nur den halben Tag. Aus dem Fang wurde Fischmehl 
für den Export hergestellt.

Wie lange hält man so einen harten Job durch?

Nicht lange. Ich war Fischer im Winter von Februar bis 
November. Es war so kalt! Also bewarb ich mich auf eine 
Stelle als Hilfshausmeister an einer Privatschule in Wind-
hoek. Ich hatte Glück und bekam die Stelle: 6.500 N$ mit 
Pensionszuschlag und Sozialversicherung. Dazu Lehrgänge 
als Schweißer, Maurer, Tischler. Und das Beste war, ich 
konnte einen LKW-Führerschein machen und den Schul-
bus fahren.

„Wenn man ein Stück Land besitzt und nutzt, reicht 
das, um satt zu werden. Aber für viele Dinge 

braucht man Geld.“

WEITWINKEL 2.2019
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Und das Haus auf dem eigenen Land rückte immer 
näher…?

Noch nicht. Zuerst baute ich in unserem Dorf einen kleinen 
Laden für meine Schwester. Sie kann von dem Erlös der 
Waren leben. Sie hat vier Kinder und kümmert sich zusätz-
lich um zwei meiner Kinder. Ich fahre einmal im Monat in 
den Norden und beliefere den Shop meiner Schwester mit 
Dingen des täglichen Bedarfs. Für die Kinder habe ich 
schon ein kleines Häuschen gebaut. Zwei Zimmer. Außer-
dem muss ich in trockenen Jahren Futter für meine Kühe 
kaufen. 

Wann ist es soweit?

Mit meiner Freundin in Windhoek habe ich drei weitere 
Kinder, um die ich mich kümmere. Ich bezahle in Windhoek 
für eine Wellblechhütte mit zwei Zimmern 1.200 N$ im 
Monat. Meine Freundin geht zur Berufsschule. Sie möchte 
Krankenschwester werden. Das College kostet 1.750 N$ mo-
natlich. Insgesamt versorge ich neun Kinder, meine Freun-
din und meine Schwester. 

Ich arbeite an den Wochenenden als Handwerker in Privat-
haushalten. Da kommen zusätzlich 3.000 bis 6.000 N$ zu-
sammen. Außerdem habe ich einen Minibus als Taxi. Der ist 
aber oft kaputt und nicht lukrativ. Es ist schwer, einen gu-
ten Fahrer zu finden. Mittlerweile habe ich einen festen Job 

als Auslieferer bei einer großen Firma und verdiene jetzt 
9.400 N$ im Monat mit Krankenversicherung. Das ist gut. 
Mein Ziel ist es, bis ich 55 Jahre alt bin, genug Geld gespart 
zu haben, um von meiner Farm zu leben. Dafür arbeite ich 
so hart wie möglich.

Wie sollte die Farm dann bewirtschaftet werden?

Ich habe 1998 mit drei Kühen angefangen. Zwischendurch 
hatte ich eine Herde von 44 Rindern, doch seit der Regen in 
den vergangenen Jahren immer weniger wurde, sind hun-
derte Rinder meiner Nachbarn verendet. Das habe ich gese-
hen und gelernt. Ich konnte meine Rinder noch rechtzeitig 
verkaufen. Jetzt habe ich noch 18 Kühe. 

Mein zweites Standbein ist der Mahangu, wie wir Hirse 
nennen. Den habe ich früher in der Stadt verkauft. Aber in 
den letzten beiden Jahren ist die Ernte durch die Dürre aus-
gefallen und meine Familie lebt noch von der Ernte von vor 
drei Jahren. Verkaufen können wir deshalb nichts mehr. Es 
ist noch gut, ein zweites Standbein zu haben.

Zurück zu Ihrem Namen. Sprechen die Farmer untereinan-
der über das Klima und den Klimawandel?

Was ist Klima? Keine Ahnung. Den Begriff habe ich noch 
nie gehört.

„Mein Ziel ist es, bis ich 55 Jahre alt bin, genug Geld 
gespart zu haben, um von meiner Farm zu leben. 

Dafür arbeite ich so hart wie möglich.“
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Das Klima hat was mit der langfristigen Entwicklung des 
Wetters zu tun. Beim Klimawandel spricht man heute von 
der durch den Menschen verursachte, mittelfristige 
Entwicklung des Wetters.

Wir sprechen miteinander. Wir stellen fest, dass das Wetter 
nicht mehr zuverlässig ist. Viele Nachbarn haben vor Jah-
ren ihre Ernte bei Hochwasser verloren. Es hatte viel zu viel 
geregnet. Der ganze Boden wurde weggespült. Jetzt hatten 
wir gar keinen Regen. Heute setzt der Niederschlag nicht 
wie früher zu ganz bestimmten Zeiten ein. Wir wussten genau, 
wann wir die Saat ausbringen konnten. Neuerdings kommt 
der Regen zu früh, zu spät oder gar nicht. Jetzt haben wir 
schon das dritte Jahr in Folge Dürre.

Was denken Sie, wird das mit dem Wetter wieder besser?

Natürlich. Es gibt schlechtere und bessere Jahre. Ich hoffe 
die Schlechten sind endlich vorbei.

Was wünschen Sie sich für die Zukunft?

Ich wünsche mir, dass meine Kinder eine gute Schulbildung 
bekommen, so wie die Kinder an der Schule, wo ich 13 Jahre 
gearbeitet habe. Sie werden nicht Land besitzen können 
und als Farmer leben wie ich. Es ist kein Land mehr da. 

Vielleicht können sie in die Städte gehen oder nach Angola 
auswandern. Unsere Verwandten dort haben noch genug 
Land und Bäume.

HOLGER VOLLBRECHT hat zusammen mit namibischen Jugendlichen das Bildungspro-
gramm EduVentures am Namibischen Nationalmuseum aufgebaut. 
HANGULA WERNER ist namibischer bildender Künstler, Fotograf und Grafik Designer. Er 
arbeitet als Klimabotschafter und möchte durch seine Ausstellungen und Aktionen so viele 
Menschen wie möglich über alle Facetten des Klimawandels in Namibia aufklären. Fo
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Namibia ist eines der jüngsten Länder Afrikas. 75 Prozent der Be-
völkerung sind direkt von der Nutzung natürlicher Ressourcen 
abhängig. Die Zunahme extremer Wetterereignisse (Trocken
zeiten, Überflutungen), stetig steigende Temperaturen und eine 
Abnahme des verfügbaren Wassers führen bereits zu Änderungen 
der Vegetation und der Fauna und reduzieren das ohnehin einge-
schränkte landwirtschaftliche Potenzial. Industrialisierung, CO2-
Emissionen und der Treibhauseffekt sind in Namibia weitgehend 
fremd. Trotzdem sehen die Perspektiven düster aus: Das Klima 
unterscheidet nicht zwischen Verursachern und Betroffenen. 

EduVentures engagiert sich seit Jahren 
in Namibia in Kooperation mit SODI in 
Projekten für Umweltbildung und in  
der Aufklärung über den Klimawandel. 
Neuerdings gibt es zudem ein gemein-
sames länderübergreifendes Projekt mit 
Mosambik und Südafrika.

„Was ist Klima?  
Keine Ahnung. Den Begriff habe ich  

noch nie gehört.“
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WANJIR A MATHAI

Ungleichheit im Globalen Süden wird nicht selten 
durch die Zerstörung der Natur bedingt. In Afrika 
sollen deswegen 100 Millionen Hektar Land renatu-
riert werden. Eine große Aufgabe. Afrikanische 
Unternehmer*innen haben sich an die Spitze des 
Vorhabens gestellt. Sie hoffen nicht nur auf ein 
einträgliches Geschäft, sondern wollen damit auch 
lokale Gemeinschaften stärken.

V on den Trockengebieten der Sahelzone bis hin zu 
den Wäldern an der kenianischen Küste betrifft die 
Landverödung unmittelbar das Leben von mehr als 
einer Milliarde Menschen. Das Land wird dadurch 

weniger ertragreich, wirtschaftliche Möglichkeiten ver-
schwinden, Menschen werden vertrieben, es kommt zu 
Lebensmittelknappheit, Dürren und Überschwemmungen 
werden heftiger.

Während der Druck durch Bevölkerungswachstum und den 
Klimawandel zunimmt sowie die Nachfrage nach natürli-
chen Ressourcen wächst, werden die Landverödung und 
deren schreckliche Folgen schlimmer. Glücklicherweise 
hält die Natur auch eine kostengünstige und effektive 
Lösung für das Problem bereit: die Wiederherstellung der 
Wälder und Landschaften. 

Mehr Auskommen und der Kampf gegen den 
Klimawandel
Böden wiederherzustellen, Bäume zu pflanzen und vermehrt 
nachhaltige Methoden der Landwirtschaft einzusetzen ist 
ein kostengünstiger und effektiver Weg, um zur Erholung 
des Bodens beizutragen, ländliche Gemeinschaften bei der 
Lebensmittel- und Wassersicherheit zu unterstützen, den 
Menschen ein Auskommen zu gewährleisten und besser 
dem Klimawandel zu begegnen.

Hier ist ein umfassender Ansatz vonnöten, der auch die An-
pflanzung und Aufforstung von Milliarden Bäumen umfasst. 
Das muss mit einem nachhaltigen Management kombiniert 
werden, durch das Naturlandschaften wie Wälder, Savannen 
und Moore – aber auch Gebiete, auf denen Landwirtschaft 
und Viehzucht betrieben wurde – wiederbelebt und ge-

Die Natur als Quelle 
einer nachhaltigen 

Entwicklung
Hoffnung auf schnelles Wachstum: In der Bambus-Baumschule des Unternehmens Green Pot in Kenia werden Setzlinge aufgezogen.
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schützt werden können. Das Land zu sanieren bringt viel-
fältigen Nutzen: unter anderem die Bewahrung lebenswich-
tiger Biodiversität, eine Erhöhung der Ernteerträge, einen 
verbesserten Zugang zu Wasser und eine Erhöhung der 
Wasserqualität sowie die Schaffung besserer wirtschaftli-
cher Möglichkeiten, was schließlich insgesamt zu Prosperi-
tät führt.

Die jüngste Klimawoche der Vereinten Nationen und die 
New Yorker Walderklärung (NYDF) haben deutlich gemacht, 
dass wir unsere Anstrengungen zur Wiederherstellung der 
Landschaften verstärken müssen, damit sie eine tatsäch
liche Wirkung haben. Weltweit hat sich gezeigt, dass nach-
haltige Praktiken der Bodennutzung und der Landwirtschaft 
ein Schlüssel zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
und zum Erreichen der Klimaziele sind. 

Ein ambitioniertes Ziel für die Aufforstung
Renaturierung hat aber auch erhebliche wirtschaftliche 
Auswirkungen – insbesondere in ländlichen Gegenden, die 
einen dringenden Entwicklungsbedarf haben. Ein weltweit 
nachhaltiges Management der Böden bedeutet wirtschaftli-
che Möglichkeiten im Umfang von geschätzt 2,3 Billionen 
US-Dollar, die bis 2030 über 70 Millionen Arbeitsplätze 
schaffen könnten – vor allem in Afrika.

Die African Forest Landscape Restoration Initiative (AFR100), 
an deren Spitze die Entwicklungsagentur der Afrikanischen 
Union (AUDA-NEPAD) steht, hat sich zum Ziel gesetzt, bis 
2030 auf dem Kontinent 100 Millionen Hektar Land wieder-
herzustellen. Es ist eine ambitionierte Maßnahme, in deren 

Rahmen Investor*innen mit sozialen und ökologischen Zie-
len fast 500 Millionen US-Dollar zugesagt haben. Die Welt-
bank hat eine weitere Milliarde zur Finanzierung öffentlicher 
Fördermittel bereitgestellt, um Sanierungsmaßnahmen zu 
unterstützen. Allerdings fließen die Gelder immer noch 
nicht zügig genug.

Ein hervorragender Ansatz besteht darin, engagierten 
afrikanischen Unternehmer*innen beiseitezustehen und 
sie dabei zu unterstützen, Firmen zu leiten, die gleichzeitig 
Land wiederherstellen, grüne Arbeitsplätze schaffen, Gewinn 
machen sowie Wälder und landwirtschaftliche Flächen wie-
derbeleben. In den vergangenen drei Jahren hat das Projekt 
„New Restoration Economy“ des World Resources Institute 
(WRI) Hunderte solcher Unternehmen gefunden. Darunter 
waren beispielsweise Siyabulela Sokomani von Shoots & 
Roots in Südafrika, das Baumsetzlinge für den Markt an-
baut, und Sadik ibn Abdulai von Tilaa in Ghana, der mit lo-
kalen Gemeinschaften zusammenarbeitet, um exportfähige 
Cashewkerne und Honig zu produzieren. Die Vielfalt ihrer 
Geschäftsmodelle und die Kreativität, die sie zur Wieder
belebung der Ländereien einsetzen, ist beeindruckend.

Schulungsprogramm für Unternehmer*innen
Dank der Unterstützung durch das deutsche Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) und die DOEN-Stiftung hat das WRI mit anderen 
Partnern die Initiative „Land Accelerator“ geschaffen, ein 
intensives viermonatiges Schulungsprogramm zur Unter-
stützung dieser Unternehmer*innen und zur Überwindung 
von Investitions- und Wissensbarrieren, damit deren Unter-

Glücklicherweise hält die Natur 
auch eine kostengünstige und 

effektive Lösung für das 
Problem bereit: die Wieder
herstellung der Wälder und 

Landschaften.

Mit moderner Technik: Ein Techniker misst die Klimaverhältnisse auf einer Kaffeeplantage in Kenia.
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nehmen expandieren können. Im vergangenen September 
erst kamen im zweiten Jahr 14 Unternehmer*innen aus 
acht afrikanischen Ländern in der kenianischen Haupt-
stadt Nairobi zusammen¸ um an praxisorientierten Work-
shops teilzunehmen. Dort erfuhren sie unter anderem, wie 
sie die Unternehmen gut präsentieren, Investoren gewinnen 
und Geschäftsmodelle verbessern können. Zum Abschluss 
des sechstägigen Seminars konnten sich die Teilnehmer*in
nen mehr als 100 Investor*innen und Unternehmer*innen 
vorstellen.

Diese Unternehmer*innen bilden ein Unterstützernetzwerk, 
das sich über ganz Afrika erstreckt: von Simbabwe und 
Äthiopien bis Niger und Ghana. Sie schmieden intensive 
Verbindungen und beraten einander, um ihre Fähigkeiten 
zur Einwerbung von Mitteln, ihre Geschäftsmodelle und 
ihre technischen Möglichkeiten zu verbessern. Das Pro-
gramm verbindet diese Unternehmer*innen zudem mit ei-
nem internationalen Netzwerk von Expert*innen für Unter-
nehmensfragen und andere Bereiche, die ihnen individuell 
zur Seite stehen, ihre Fragen beantworten und ihren Fir-
men zu Wachstum verhelfen.

Wir haben auch bereits erste Erfolge sehen können. Meh
rere Firmen haben seit dem ersten „Accelerator“ im Dezem-
ber 2018 Investor*innen gewinnen können. So hat Green 
Pot Enterprises aus Kenia 300.000 US-Dollar an Kapital

beteiligungen erhalten, um eine neue Fabrik zu bauen, so-
wie weitere 300.000 US-Dollar Fördergelder zur Investiti-
onsbereitschaft. Das Unternehmen baut Bambus zur 
Wiederherstellung verödeter Ländereien und zur besseren 
Anpassung der Landwirt*innen an den Klimawandel an. 

Afrika als Modell für andere Weltregionen
In Botswana hat Kalahari Honey, die hochwertigen Honig 
produzieren, nach dem „Accelerator“ einen neuen Schwer-
punkt gesetzt und seitdem zwei große Aufträge und 100.000 
US-Dollar akquiriert. Lentera Africa, eine Landwirtschafts-
firma, hilft der größten kenianischen Kaffeeplantage bei der 
Bekämpfung von Schädlingen und Seuchen sowie bei der 
Erhöhung der Erträge – alles ohne chemische Düngemittel. 
Sie hat sich kürzlich einen Kredit von mehr als 50.000 
US-Dollar sichern können und gewann aufgrund des ver-
besserten Standings einen mit 10.000 Dollar dotierten Preis.

Diese Unternehmer*innen sind Teil eines in Afrika immer 
größer werdenden Netzwerks. Bei dem Programm sind in 
den vergangenen 18 Monaten mehr als 500 Anträge einge-
gangen. Außerdem besteht die Nachfrage und die Vision, 
weiter zu wachsen. Eine Menge ungenutzter Möglichkeiten 
warten darauf, dass Unternehmen bei der Renaturierung 
des Bodens unterstützt und lokale Gemeinschaften gestärkt 
werden, um die Zukunft zu gestalten. 

Außerdem werden wirtschaftliche Möglichkeiten geschaffen. 
Auch deshalb veranstalten wir den dritten „Land Accelera-
tor“ 2020 in Nairobi und weiten das Programm auf Indien 
und Lateinamerika aus.

Bei dem diesjährigen Partnertreffen des AFR100, das vom 
26. bis zum 29. Oktober 2019 in der ghanaischen Hauptstadt 
Accra stattfand, erörterten die Partner, wie die Sanierung 
finanziert werden kann, damit das ehrgeizige, gesamtafri-
kanische Ziel von 100 Millionen Hektar wiederhergestellter 
Böden bis 2030 erreicht wird. 

Die jüngste Verkündung einer UN-Dekade zur Wiederher-
stellung von Ökosystemen bietet ebenfalls die Möglichkeit, 
Regierungen dazu zu bewegen, ihre Politik anzupassen und 
Investitionen für Unternehmen zu fördern, damit die Volks-
wirtschaften einen Aufschwung erfahren. 

Wenn wir den Unternehmergeist nutzen und die Anstren-
gungen der Staatsführer*innen in Afrika unterstützen, kön-
nen wir dazu beitragen, dass Gemeinschaften prosperieren, 
Wasser fließt und Nahrung wächst. Diese Chance ist zu gut, 
um ausgelassen zu werden.

WANJIRA MATHAI ist leitende Beraterin beim World Resources Institute. Die Tochter der Trägerin des Alternativen 
Nobelpreises ist zudem die Direktorin der nach ihrer Mutter benannten Wangari Maathai Foundation (WMF). 
 
Übersetzung aus dem Englischen von Hartmut Schröder.

Geprüfte Qualität: Bei der Aufzucht von Kaffee kommt es auf die richtige 
Temperatur und Feuchtigkeit an.
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DOROTHEE BR AUN

Im östlichen Afrika werden Ungleichheiten vor al-
lem durch die ungelöste Landfrage verstärkt. Be-
hörden, nationale wie internationale Investoren 
profitieren von einer Liberalisierungs- und Privati-
sierungspolitik. Die Bevölkerung fordert stattdes-
sen eine Demokratisierung.

W elcher Begriff verbindet Landlose, Kleinbäuer*in-
nen oder Arbeiter*innen mit all jenen, die dem 
Unternehmer- wie Kleinbürgertum zuzuordnen 
sind? Im Kiswahili, das in vielen Ländern Ost

afrikas gesprochen und Landessprache Tansanias ist, ist es 
der Schweiß: Die einen, Wavujajasho, triefen vor Schweiß, 
die anderen Wavunajasho ernten ihn. Diesem Begriffspaar 
ist das Verhältnis unterschiedlicher, sich zunehmend aus-
differenzierender gesellschaftlicher Gruppen inhärent, das 
in vielen Fällen durch ein schockierendes Ausmaß an Aus-
beutung gekennzeichnet ist. Das Bild eines vorwiegend 
durch Kleinbäuer*innnen bewirtschafteten ländlichen Tan-
sanias ist schon längst überholt. 

Eliten sichern sich Land
Ein wesentliches, wenn nicht das wesentliche Terrain, auf 
dem sich Formen der Ausbeutung sowie des Widerstandes 
formieren, ist die Landfrage. In Tansania sind Konflikte auf 
dem Land mit denen um Land verwoben. Mit der Liberali-
sierungspolitik, die mit der Strukturanpassung 1986 ihren 
Einzug hielt, wurde Land zu einem politischen Faktor. Das 
zeigte sich u. a. in der Hortung von Land in den Händen 

Einzelner mit politischem Einfluss. Die daraus resultieren-
den Konflikte kamen zusätzlich zu den ohnehin unzähligen 
weiteren Disputen um Land, die aus der tansanischen Um-
siedlungspolitik hervorgegangen waren. 

Mit im Paket der Liberalisierungs- und Privatisierungspolitik 
befanden sich Reformen, die in die Landnutzung die Verga-
be von Eigentumsrechten einführen sollten. Im Zuge dessen 
wurde eine nationale und durch Eigenmittel finanzierte 
Untersuchungskommission zu Landfragen eingesetzt. Sie 
kam zu einem anderen Bild: Demnach setzte die überwie-
gende Mehrheit der tansanischen Bevölkerung ihre Priori-
tät auf eine radikale Demokratisierung der Landnutzung. 
Entscheidungskompetenzen sollten der Dorfversammlung 
und -verwaltung übertragen und die Landnutzung, die weit 
mehr als eine Frage der Produktion ist, unter lokale, ge-
meinschaftliche Kontrolle gestellt werden. 

Dessen völlig ungeachtet werden bis heute mit den durch 
die internationale Gemeinschaft beworbenen Landreform-
prozessen nicht nur der politische Wille und die demokrati-
schen Bestrebungen unterhöhlt, sondern wird in ländlichen 

Die ungelöste 
Landfrage in Tansania
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Gebieten dem Landraub weiterhin Vorschub geleistet. Als 
Argumente für die Reform werden dafür Rechtssicherheit 
und die Produktivkraftentwicklung, durch bspw. den Zu-
gang zu Krediten herangezogen.

Bereicherung durch Landraub
Doch zeigt sich, dass Land, das Investor*innen zur Bewirt-
schaftung zur Verfügung gestellt wird, selten in die Produk-
tion überführt wird. So berichtet M.C. Kibena in dem Beitrag 
„Was bedeutet Demokratie für ländliche Kleinproduzenten?“: 

„Hier in K. beansprucht ein Unternehmer 34.000 Hektar Land 
zum Anbau von Jatropha1. Er ist Großinvestor in unserem 
Landkreis K. Aber in was investiert er wirklich? Er bean-
sprucht das Land, fällt die Bäume, verkauft sie und zerstört 
damit selbst die Wasserläufe. Das Land hält er nach wie vor 
in seinem Besitz; es liegt brach und die Vermutung liegt 
nahe, dass er mit dem Landtitel einen Kredit aufgenommen 
hat. Des Weiteren verpachtet er Felder an diejenigen, die ih-
res Landes beraubt wurden.“

1	 Jatropha curcas (auch Purgiernuss) wird weltweit in tropischen Gebieten zur Gewinnung von Biodiesel angepflanzt

Landkonzentration und Landraub in Tansania sind seit ei-
nigen Jahren in den Schlagzeilen. Die darunter liegenden 
gesellschaftlichen Klassendynamiken und -antagonismen, 
wie sie mit der zunehmenden Differenzierung gesellschaft-
licher Gruppen und der Formierung ländlicher Klassen ein-
hergehen, bleiben jedoch vielfach unsichtbar. 

Heute investieren ländliche Unternehmer*innen, Beamte 
und städtische Berufsgruppen in die kommerzielle Produk-
tion auf dem Land. Eine der Folgen ist die zunehmende 
Landkonzentration in den Händen weniger: Dort, wo sich 
Bodenmärkte mit steigender Preisentwicklung gebildet ha-
ben, stehen Großbäuer*innen einer immer größer werden-
den Anzahl Landloser gegenüber, denen der Zugang zu 
fruchtbarem Boden ohne Pachtzahlung verwehrt wird. 

Dieser Entwicklung wird durch Mikrokreditinstitutionen 
weiter Vorschub geleistet. Es ist eine Form der Akkumulation 
von unten, die Hand in Hand mit der Akkumulation von 
oben einhergeht. Dabei erfolgt Landenteignung im großen 
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Dort, wo sich Bodenmärkte mit 
steigender Preisentwicklung 
gebildet haben, stehen Groß

bäuer*innen einer immer größer 
werdenden Anzahl Landloser 

gegenüber, denen der Zugang zu 
fruchtbarem Boden ohne Pacht-

zahlung verwehrt wird.

WEITWINKEL 2.2019
19



Fo
to

: P
hi

lip
p 

St
rie

gl
er

/e
rla

ss
ja

hr
.d

e

Stil auch aus spekulativen Gründen, durch das Kapital oder 
den Staat. 

Zugriff auf Afrika
Nach der Finanzkrise 2007/2008 haben private Kapitalbe-
teiligungsgesellschaften (Private Equity Fonds) ihre Suche 
nach Profiten auf den afrikanischen Kontinent ausdehnt. 
Doch trotz der Allianzen zwischen transkontinentalem Kapi-
tal, Agrobusiness und Bankhäusern samt Verflechtungen in 
die Zentren politischer Macht hinein ist eine rein transna
tionale Perspektive ebenso unzulässig wie eine rein natio-
nale Betrachtung.

Unheilige Allianzen und Klassengegensätze finden sich 
auch an anderer Stelle. Nicht nur in Fällen, wie in dem oben 
Beschriebenen, bei dem ein*e Investor*in rechtswidrig han-
delt, gehen staatliche Behörden Bündnisse mit Investor*in-
nen ein oder behalten das Land unter Kontrolle, um aus der 
Verpachtung Gewinn zu schlagen. Lediglich eine Anord-
nung durch den Präsidenten hat eine sofortige Umvertei-
lung des Landes an die ehemaligen Nutzer*innen bzw. die 
lokale Bevölkerung zur Folge.

Das Kleinbürgertum indes findet in der NGO-isierung ein 
neues Betätigungsfeld. Im Verbund mit Agrobusiness und 
der Ideologie internationaler Geberorganisationen im Hin-
blick auf die Produktionssteigerung der Landwirtschaft, 
höhlen sie den politischen Willen und das Wissen, wie die 
Saatgutvielfalt lokaler Produzent*innen zunehmend aus. 

Perspektive des Südens
Wer in linken Kreisen Tansanias die Frage nach Ausbeu-
tung und Ungleichheit stellt, wird mit der Frage der Besitz-
verhältnisse durch die Marktliberalisierung und die Allianz 

zwischen Kapitalist und staatlichem Funktionsträger kon-
frontiert. Diese Entwicklungen finden im Kontext geopoliti-
scher Veränderungen statt, in deren Folge das Interesse an 
den Ländern Afrikas rasant wächst und Veränderungen mit 
sich bringt, die als rapide Akkumulation von Reichtum um-
schrieben werden können. 

Durch den Wettbewerb zwischen alten und neuen Welt-
mächten werden die Bedingungen des Engagements und 
der Zusammenarbeit neu bestimmt. Neue Akteure richten 
ihr Augenmerk auf spekulative Gewinne und kleiden sie 
entweder in die Sprache der Entwicklung oder in die des 
Privateigentums. Auch Befürworter der Entwicklungs
kooperation hüllen Interessen des Privatsektors zu oft in 
die Gewänder der sogenannten öffentlichen Güter. 

Es ist eines der Kennzeichen des Neoliberalismus, dass die 
Fragen nicht gestellt werden, die über diesen hinausweisen. 
Die Umsetzung der von den Vereinten Nationen ausgege
benen „Ziele für nachhaltige Entwicklung“ (Sustainable De-
velopment Goals, SDG) wird zu einer nationalen Angelegen-
heit, die indes von internationalem Kapital finanziert und 
durch die Innovationen des Privatsektors technisch ermög-
licht wird. Es wäre an der Zeit, die Perspektive des Südens 
und die erhobene Forderung einer radikalen Demokratisie-
rung auch auf die SDGs und deren Wirkungen anzuwenden 
und kritisch zu hinterfragen.

DOROTHEE BRAUN leitet seit 2016 das Regionalbüro Ostafrika der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Mit der Umsetzung der 
SDGs in Deutschland war sie im Rahmen ihrer Tätigkeit in der Geschäftsstelle des Rates für Nachhaltige Entwicklung 
betraut. Fo
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MAR A LIEBAL

Staatsschuldenkrisen verschärfen Ungleichheit – 
sowohl zwischen als auch innerhalb von Staaten. 
Eine Lösung des Problems könnte der Erlass  
der Schulden sein. Doch dafür müsste sich die 
Politik auch in Deutschland ändern. Das Bündnis 
erlassjahr.de – dem auch SODI angehört - setzt sich 
dafür ein.

D ie Zahlen sind drastisch: 122 von 154 untersuchten 
Ländern im Globalen Süden sind kritisch verschul-
det. Das zeigt der Schuldenreport 2019, den das deut-
sche Entschuldungsbündnis erlassjahr.de und das 

katholische Hilfswerk Misereor im April dieses Jahres her-
ausgegeben haben. 

Bedenklich ist zudem eine Entwicklung: In drei Viertel der 
kritisch verschuldeten Länder hat sich die Situation in den 
vergangenen Jahren weiter verschlechtert. Besonders dra-
matisch ist die Verschuldung in Bhutan, der Mongolei, 
Gambia, Kapverden, Jamaika, Bahrain und im Libanon.

Hauptauslöser dieser dramatischen Entwicklung ist das Zu-
sammentreffen zweier Trends: Einerseits suchen Anleger 
angesichts der niedrigen Zinsen in den reichen Ländern 
nach gewinnbringenden Anlagemöglichkeiten, anderer-
seits haben viele ärmere Länder einen hohen Finanzbedarf, 
um ihre Infrastruktur auf- und auszubauen.

Können Staaten pleitegehen?
Dass Länder Kredite aus dem Ausland aufnehmen, um Ent-
wicklung zu finanzieren, ist prinzipiell nichts Schlechtes 
oder Gefährliches. Schließlich stellt das derzeitige Überan-

gebot an Kapital auf den internationalen Finanzmärkten für 
ärmere Länder eine Möglichkeit dar, stärker in die wirt-
schaftliche Entwicklung zu investieren. Damit das gelingt, 
müssen die Parlamente in den Empfängerländern sicher-
stellen, dass die Kredite transparent aufgenommen und die 
Gelder sinnvoll eingesetzt werden. 

Aber auch dann birgt ein Kreditgeschäft immer die Gefahr, 
dass der Schuldner die Forderungen seines Gläubigers – sei 
es durch schlechte Regierungsführung oder die verheerende 
Zerstörung eines Hurrikans – nicht bedienen kann. Der 
Zins, den der Kreditgeber verlangt, soll genau dieses Risiko 
einpreisen. 

Gleichzeitig wird aber bis heute an dem genauso alten wie 
falschen Glaubenssatz festgehalten, Staaten könnten nicht 
pleitegehen. Was aber passiert, wenn die Zinsen in reichen 
Ländern steigen, Anleger ihr Geld aus dem Globalen Süden 
abziehen und die Regierungen ihre Schulden nicht mehr 
günstig refinanzieren können? Wie anders als pleite kann 
ein Staat bezeichnet werden, der zwar seinen Schulden-
dienst begleicht, aber dafür die Verarmung weiter Teile sei-
ner Bevölkerung in Kauf nimmt?

Schulden erlassen,  
um Entwicklung zu 

ermöglichen
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Widerstand auf die Straße getragen: Aktion des Bündnisses erlassjahr.de anlässlich des G20-Finanzministertreffens 2017 in Baden-Baden.
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Ein internationaler Rechtsrahmen fehlt
Überschuldungssituationen lassen sich durch verantwortli-
che Kreditvergabe und -aufnahme zwar unwahrscheinli-
cher machen. Das Risiko komplett zu vermeiden, ist indes 
nicht möglich. Immer wenn es zur Krise kommt – und das 
passiert mit einiger Regelmäßigkeit –, zeigt sich erneut, 
dass unser aktuelles System zum 
Umgang mit der Überschuldung 
von Staaten intransparent, inef-
fektiv und unfair ist. 

Die Ungleichheit wird dadurch 
nicht verringert. Statt durch die 
Kreditvergabe das Geld so zu ver-
teilen, dass diejenigen Entwick-
lung finanzieren können, die den 
größten Bedarf haben, trägt die 
strukturelle Machtasymmetrie zwischen Schuldner und 
Gläubiger dazu bei, dass letztlich vor allem die Kreditgeber 
profitieren. Dadurch klafft der Graben zwischen Arm und 
Reich immer weiter auseinander.

Das Fehlen eines international anerkannten Rechtsrah-
mens zur Bewältigung von Schuldenkrisen führt dazu, dass 
diese über Jahre hinweg verschleppt werden. So war es 
auch bei der letzten Schuldenkrise des Globalen Südens. 
Als in den 1980er-Jahren zunächst Länder in Lateinamerika, 
dann auch in Afrika und Asien ihre Zahlungsunfähigkeit 

erklären mussten, entschlossen sich 
die Gläubiger dazu, diese Schulden-
krisen mit immer neuen Krediten zu 
finanzieren. 

Statt die Krise zu lösen, indem zeit-
nah ausreichende Erlasse gewährt 
worden wären, wurde die Krise für 
fast alle Beteiligten deutlich teurer. 
Ein umfassender Erlass war 2005 
letztendlich unvermeidlich. Dieser 

kam indes viel zu spät. Geblieben ist ein verlorenes Jahr-
zehnt für die Entwicklung in der Geschichte vieler Länder.

Ein Ausweg ist möglich
Das Bündnis erlassjahr.de setzt sich mit knapp 600 Mitträ-
gerorganisationen in ganz Deutschland für die Schaffung 
eines umfassenden Verfahrens ein, bei dem Schuldner und 
Gläubiger auf Augenhöhe miteinander verhandeln. Eine 
Entscheidung darüber, wie viel zurückgezahlt werden kann 
und wie viel erlassen werden muss, trifft eine unabhängige 
Entscheidungsinstanz. Diese greift dabei auf die Einschät-
zung unabhängiger Gutachter zurück und bezieht die Zivil
gesellschaft des Schuldnerlands in den Prozess mit ein. Das 
ist der Kern der Privatinsolvenzgesetze, die kapitalistische 
Länder geschaffen haben, um zu verhindern, dass ihre Ge-
sellschaften durch die beständig zunehmende Polarisie-
rung zwischen Reich und Arm zerrissen werden würden.

Wenn über die Verschuldung von Staaten gesprochen wird, 
kann leicht vergessen werden, dass es nicht nur um 
abstrakte Indikatoren und Grenzwerte geht. Es geht vor al-
lem um Menschen, die in kritisch verschuldeten Ländern 
leben und die unter den ganz konkreten Auswirkungen von 
Schuldenkrisen leiden. 

Fließt ein großer Teil des Staatshaushaltes in den Schul-
dendienst, fehlt das Geld für Sozialausgaben. Verschleppte 

ERLASSJAHR.DE

Das Bündnis erlassjahr.de setzt sich dafür ein, dass den Lebens-
bedingungen der Menschen in verschuldeten Ländern mehr Be-
deutung beigemessen wird als der Rückzahlung von Schulden. 
Das Bündnis engagiert sich dazu auf verschiedene Weise: Die 
Mitarbeiter*innen von erlassjahr.de informieren über aktuelle 
Entwicklung zum Thema Verschuldung von Staaten, sie veröf-
fentlichen Studien wie den jährlich erscheinenden Schulden
report, halten Vorträge bei Basisgruppen und organisieren Dis-
kussionsrunden, in denen Vertreter*innen der Zivilgesellschaft 
aus kritisch verschuldeten Ländern mit den politischen Ent-
scheidungsträger*innen in der deutschen Regierung und aus den 
Institutionen der Gläubiger über Lösungsansätze sprechen. 
Durch Aktionen und Kampagnen tragen sie gemeinsam mit zahl-
reichen Aktivist*innen und Kolleg*innen aus Deutschland und der 
ganzen Welt das Thema in die Öffentlichkeit. 2020 wird der Zu-
sammenhang zwischen Verschuldung und den Auswirkungen des 
Klimawandels im Zentrum der Aktivitäten stehen.

Immer wenn es zur Krise kommt, 
zeigt sich erneut, dass unser 

aktuelles System zum Umgang 
mit der Überschuldung von 

Staaten intransparent, ineffektiv 
und unfair ist.
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Verständlich erklärt: Das Bündnis erlassjahr.de hat mit dem Kurzfilmreihe „Schuldenkrise“ die Auswirkungen der unfairen Kreditvergabe thematisiert.
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SODI ist eine gemeinnützige Nichtregierungsorganisation, die sich – 
unabhängig, kritisch und konfessionell ungebunden - für Gleich
berechtigung in der Welt einsetzt. 

SODI steht für Solidarität: Mit Initiativen und Organisationen im 
Globalen Süden engagieren wir uns für die Emanzipation der Men-
schen und stärken ihre aktive Teilhabe. Unsere Projektarbeit im 
Ausland verbinden wir mit unserer Bildungsarbeit in Deutschland 
und kämpfen so für einen Perspektivwechsel in der Entwicklungs-
zusammenarbeit.

Spendenkonto
Solidaritätsdienst International e.V. 
Bank für Sozialwirtschaft 
IBAN: DE33 1002 0500 0001 0201 00 
 
Spenden Sie auch bequem online: 
www.spenden.sodi.de

Gefördert von der Rosa-Luxemburg-Stiftung mit finanzieller Unterstützung des BMZ und der  
Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit.

Schuldenkrisen frühen so dazu, dass die Ungleichheit im 
Land wächst, denn Schulgebühren und Kürzungen der Ge-
sundheitsvorsorge treffen vor allem arme und ohnehin 
schon marginalisierte Teile der Bevölkerung. Auch die Un-
gleichheit zwischen den Geschlechtern wächst: Mädchen 
und junge Frauen sind oft die ersten, die nicht mehr zur 
Schule gehen dürfen, weil sie ihre Familien durch Erwerbs- 
oder Reproduktionsarbeit unterstützen müssen.

Ohne ein rechtliches Rahmenwerk zur Bewältigung von 
Schuldenkrisen wächst die Ungleichheit weiter, sowohl zwi
schen als auch innerhalb von Staa-
ten. Die Ärmsten in der Bevölkerung 
tragen die Kosten einer verschlepp-
ten Schuldenkrise, während Inves-
tor*innen in den reichen Ländern 
weiterhin hohe Renditen einfahren.

MARA LIEBAL ist seit 2013 hauptamtlich für die Öffentlichkeitsarbeit des deutschen Entschuldungsbündnisses 
erlassjahr.de zuständig. Sie hat einen Masterabschluss in International Development Studies der Universität Marburg 
sowie einen Bachelor in Wirtschaftswissenschaften und Spanisch der Universität Duisburg-Essen.
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Holen Sie jetzt das kostenfreie Bildungsangebot zu sich!

www.historyoffood.de 

Für Fragen und weitere Informationen kontaktieren Sie uns jederzeit gern:  
globaleslernen@sodi.de

Essen ist politisch! Deshalb blickt SODI über den eurozentristischen 
Tellerrand und fördert perspektivreiches Lernen.

SODIs entwicklungspolitisches, multimediales Bildungsprojekt Hi[story] of Food macht marginalisierte Perspek­
tiven sichtbar und zeigt auf, dass unsere täglichen Lebensmittel keineswegs geschichtslos sind. Am Beispiel von 
Zuckerrohr, Mais & Co blicken wir auf eine Historie, die geprägt ist von kolonialer Ausbeutung, Landnahme und 
Zwangsarbeit – eine Geschichte, die sich noch heute in ungerechten Machtverhältnissen wiederfindet und fortsetzt.

Die Hi[story] of Food-Wanderausstellung mit begleitendem Workshop-Angebot öffnet Schüler*innen & allen 
Interessierten den machtkritischen Blick auf die globalen Wurzeln unserer Lebensmittel und regt zum Nachdenken 
über den eigenen Konsum an.


